
Stärkung der Sicherheitsforschung in Deutschland 

Positionspapier der Wissenschaftsministerkonferenz 

Präambel 

Die Zeitenwende fordert die Wissenschaft weltweit heraus: 

Die internationale Sicherheitslage hat sich in den vergangenen Jahren grundlegend ge-
ändert. Die weltweiten Spannungen und Kriege, die zunehmende Systemrivalität mit au-
toritären Regimen und veränderte Machtkonstellationen in der westlichen Welt zeigen, 
dass sicher geglaubte Gewissheiten über Errungenschaften wie das Völkerrecht oder 
die Verlässlichkeit internationaler Partner verloren gehen. Die Umbrüche, die der Begriff 
der Zeitenwende beschreibt, wirken unmittelbar auf die Wissenschaft. Sie wird im In- 
und Ausland mit neuen gesellschaftlichen, finanziellen und politischen Fragestellungen 
konfrontiert. Forschende sehen sich in der freien Ausübung ihrer wissenschaftlichen Ar-
beit vielerorts eingeschränkt und politischen wie kulturellen Zwängen ausgesetzt. Wis-
senschaftsfreiheit gerät daher im globalen Kontext zunehmend unter Druck.  

Die daraus resultierenden Sicherheitsherausforderungen reichen weit über klassische 
Fragen von Verteidigung und militärischer Sicherheit hinaus. Sie betreffen ebenso den 
Schutz demokratischer Institutionen, gesellschaftlichen Zusammenhalt und Resilienz, 
die Sicherheit kritischer Infrastrukturen, Wissens- und Technologiesouveränität, Ge-
sundheits-, Klima- und Versorgungssicherheit sowie die Bewahrung natürlicher Lebens-
grundlagen. Sicherheitsforschung muss diesem erweiterten Sicherheitsverständnis 
Rechnung tragen und daher umfassend, interdisziplinär und integrativ angelegt sein. 

Die Zeitenwende ist zugleich eine Chance für die Wissenschaft: 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Deutschland und Europa kommt inner-
halb dieses Wandels eine besondere Bedeutung zu, weil sie die Basis für eine freiheitli-
che Gesellschaft bilden und der notwendige Motor für Innovation sind. Die Zeitenwende 
eröffnet der Wissenschaft die Chance, Fortschritt in seiner ganzen Breite neu zu gestal-
ten. Sowohl die Souveränität und Resilienz eines Landes als auch seine Volkswirtschaft 
hängen maßgeblich von technologischer Innovationskraft, strategischer Handlungsfä-
higkeit und innovationspolitischen Partnerschaften ab. Dies schließt nicht nur militäri-
sche oder verteidigungspolitische Innovationen, sondern ebenso die Fähigkeit ein, Ver-
wundbarkeiten frühzeitig zu erkennen und ihnen mit wissenschaftlich fundierten Lösun-
gen zu begegnen. 

Notwendig ist dafür ein Denken in neuen Strukturen. Der Wissenschaftsrat (WR) hat in 
seinem Positionspapier Wissenschaft und Sicherheit in Zeiten weltpolitischer Umbrüche 
die Notwendigkeit neuer Formen der Interaktion zwischen Wissenschaftssystem und Si-
cherheitspolitik unterstrichen. Ähnlich drängend hat die Expertenkommission Forschung 
und Innovation (EFI) in ihrem Gutachten von 2026 die Notwendigkeit für neue Formen 
der Interaktion zwischen Innovationssystem, technologischer Entwicklung und sicher-
heitspolitischen Anforderungen betont. Hierfür ist es wichtig, dass sowohl 
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Infrastrukturen als auch die Governance an Hochschulen dieses Ziel unterstützen, um 
Innovation von dort voranzutreiben und in die Anwendung zu bringen. 

Die Zeitenwende erfordert mehr Kooperation mit der Wissenschaft: 

In der Hightech Agenda Deutschland wird die Sicherheits- und Verteidigungsforschung 
als eines der strategischen Forschungsfelder ausdrücklich genannt. Ebenso werden in 
der Europäischen Union neue, gemeinsame Förderinstrumente zur Sicherheitsfor-
schung etabliert. In zahlreichen Bundesländern sind verschiedene Aktivitäten wie zum 
Beispiel Netzwerke und Hubstrukturen entstanden, die entweder fachübergreifend zu-
sammenarbeiten oder sich auf einzelne Technologien konzentrieren. Zugleich sind ver-
schiedene Geschwindigkeiten innerhalb des Wissenschaftssystems beobachtbar. In der 
außeruniversitären Forschung können bestehende Netzwerke zu zivilen und militäri-
schen Institutionen (re-)aktiviert und schnell skaliert werden.  

Die Hochschulen bringen sowohl Forschungsinfrastruktur als wissenschaftliche Exzel-
lenz ein, um Innovationen im Bereich Sicherheit und Verteidigung in größerem Maße 
voranzutreiben und in die Anwendung zu bringen. 

Um der Zeitenwende gerecht zu werden, müssen Potenziale sicherheitsrelevanter For-
schung ausgeschöpft werden. Gleichzeitig können Investitionen in sicherheitsrelevante 
Forschung Innovationsdynamiken auslösen, die über den unmittelbaren Sicherheitskon-
text hinausreichen und die Leistungsfähigkeit des gesamten Innovationssystems stär-
ken.  

Aufbauend auf diesen Beobachtungen formulieren die Wissenschaftsministerinnen und 
Wissenschaftsminister der Länder das folgende Positionspapier. 

Positionspapier zur Stärkung der Sicherheitsforschung 

Ausgehend von einem gemeinsamen Bekenntnis zur ganzheitlichen Sicherheitsfor-
schung –  neben Aspekten von Dual-Use und Verteidigungsforschung sehen wir die 
Notwendigkeit einer stärkeren Kooperationen zwischen Hochschulen, außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen, Universitätskliniken, Bundeswehr und Privatwirtschaft da-
bei ebenso umfasst wie geistes- und sozialwissenschaftliche Begleitforschung, For-
schung zu Zivilschutz und resilienter Gestaltung kritischer Infrastruktur sowie zur Redu-
zierung technologischer Abhängigkeiten – stimmen wir in folgenden Zielsetzungen 
überein: 

1. Wir schützen die Wissenschaftsfreiheit  

Wissenschaftliche Freiheit schützt gesellschaftliche Freiheit und wird zugleich durch 
sie getragen. Die Länder betonen, dass Forschende die Freiheit haben müssen, sich 
eigenverantwortlich und im Rahmen offener wissenschaftlicher Diskurse für oder ge-
gen sicherheitsrelevante Forschung zu entscheiden. Nur durch diese Voraussetzung 
werden offene Debatten ermöglicht, die in einer Demokratie gerade in Zeiten geopo-
litischer Bedrohungen geführt werden müssen.  
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Wir stärken die Freiheit der Wissenschaft, ihren Forschungsgegenstand frei zu wäh-
len. Regelungen, die die individuelle Entscheidungsfreiheit einschränken, lehnen wir 
ab. 

2. Wir etablieren einen strategischen Dialog zwischen Wissenschaft und Sicher-
heit  

Wissenschaftliche Erkenntnis hat sicherheitspolitische Relevanz. Zugleich können 
sicherheitspolitische Erkenntnisse sensible wissenschaftliche Strukturen schützen. 
Die Länder sind der gemeinsamen Überzeugung, dass die systematische Einbezie-
hung von Hochschulen, Universitätskliniken und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen in sicherheitsrelevante Fragestellungen und Austauschformate im gegen-
seitigen Interesse liegt und einer Institutionalisierung bedarf. Hierzu zählt auch die 
Stärkung von wissenschaftlichen Beratungsangeboten für Verantwortungsträger in 
Politik, Gesellschaft und dem Verteidigungssektor. In Übereinstimmung mit dem 
Wissenschaftsrat sprechen wir uns für die Einrichtung eines strategischen Di-
alogforums aus, in dem Akteure aus Wissenschaft und Sicherheitspolitik zu-
sammenkommen.  

3. Wir stärken den Technologietransfer und Ausgründungen (u.a. DefTech-Start-
ups) 

Zahlreiche Studierende sowie Gründerinnen und Gründer haben die Synergien und 
Schnittstellen zwischen Forschung, neuen Technologien und Anwendung im Sicher-
heitsbereich erkannt. Erfolgreiche Start-Ups, u.a. Defense-Start-ups, leisten schon 
heute einen entscheidenden Beitrag zur Souveränität und Resilienz sowie Zukunfts-
fähigkeit unseres Landes. Diese Entwicklung wollen wir weiter fördern. Wir unterstüt-
zen die Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen, insbesondere die Hochschu-
len im Aufbau und der Weiterentwicklung von Netzwerken für Transfer und Ausgrün-
dungen. Die Länder setzen sich dafür ein, mittels thematischer Cluster – sogenann-
ter Hubstrukturen oder Innovation Hubs – eine enge Kooperation von der Grundla-
genforschung bis zur Anwendung zwischen Wissenschaft und externen Akteuren zu 
etablieren. Diese Hubs sollen bei Ausschreibungen zu Sicherheits- und Verteidi-
gungsforschung des Bundes bevorzugt berücksichtigt werden. Zur Ermöglichung 
disruptiver Entwicklungen fordern die Länder vom Bund, dass Agenturen wie die 
Bundesagentur für Sprunginnovationen (SPRIND) und die Agentur für Innovation in 
der Cybersicherheit (Cyberagentur) auch im sicherheitsrelevanten Bereich stärker 
aktiv werden und hierfür durch die Haushaltsplanungen entsprechend ausgestattet 
werden. Wir treten dafür ein, dass Start-ups und Ausgründungen bei der 
Vergabe von Entwicklungsaufträgen der öffentlichen Hand im Sicherheitsbe-
reich künftig stärker als bisher berücksichtigt werden.  

4. Wir streben Technologieführerschaft an 

Technologieführerschaft bedeutet einen dauerhaften Souveränitätsvorsprung. Der 
Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine zeigt auf erschreckende Art und Weise er-
neut, dass heutige Konflikte maßgeblich als technologische Wettläufe geführt 
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werden. Deshalb ist permanente Innovation von zentraler Bedeutung. In Überein-
stimmung mit dem EFI-Gutachten unterstreichen die Länder die Bedeutung von 
neuen Technologien für eine glaubwürdige Abschreckung und effektive Verteidi-
gung. Wie in der Hightech Agenda Deutschland angelegt, benötigt die Sicherheits-
forschung eine entsprechende Förderkulisse, die insbesondere die Grundlagenfor-
schung berücksichtigt, um die Souveränität Deutschlands und Europas langfristig si-
cherzustellen. Neben aktuell notwendigen Beschaffungen von militärischen Gütern 
durch die Bundeswehr ist mit Blick in die Zukunft die technologische Souveränität 
durch Forschung sowie die Forschungssicherheit durch zusätzliche Mittel des Bun-
des sicherzustellen. Wir fordern den Bund auf, eine relevante Quote für For-
schung und Innovation bei allen Beschaffungen der Bundeswehr einzuführen.  

5. Wir bauen die internationale Zusammenarbeit aus 

Kein Land kann sich heute allein behaupten, geschweige denn versorgen. Isolatio-
nismus und Konflikten setzen wir ein starkes Signal der europäischen und internatio-
nalen Zusammenarbeit entgegen - gerade im Bereich der sicherheitsrelevanten For-
schung. Deshalb rufen wir die Hochschulen dazu auf, mit ihrer starken Nachwuchs-
orientierung neue Akzente zu setzen sowie Schnittstellen und Karriereoptionen für 
internationale Forschende und inländische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler zu schaffen. Wir wollen über die Hightech Agenda Deutschland hinaus die euro-
päischen Förderprogramme zur Sicherheitsforschung sowie Dual-Use-Forschung 
stärker bespielen und gemeinsam mit den europäischen Nachbarn und anderen 
Wertepartnern Netzwerke für eine innovative und autonome Forschung aufbauen 
und vertiefen. Eine Öffnung der Europäischen Forschungsförderung für Dual-Use-
Vorhaben unter Bereitstellung zusätzlicher Mittel wird seitens der Länder befürwor-
tet. Wir wollen unsere Freiheit, unsere Sicherheit und unseren Wohlstand auf 
der Basis geteilter Werte gemeinsam verteidigen.  

 


